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Die Leistungsbilanz 2019 im Uberblick — Zahlen und Fakten

Aufgabe der Volksanwaltschaft ist es, Burgerinnen und Birgern bei der Durchsetzung ihrer
Rechte zu helfen, Defizite in der offentlichen Verwaltung aufzuzeigen und nach Mdglichkeit
zu korrigieren. Dabei tritt sie nicht nur als Priferin sondern auch als Vermittlerin zwischen
Burgern und Behdrde auf. Neben dieser Kontrolltatigkeit ist die Volksanwaltschaft fir den
Schutz und die Férderung der Menschenrechte in Osterreich zustandig. Sie hat den gesetzli-
chen Auftrag offentliche und private Einrichtungen zu tberprifen, in denen Menschen in ihrer
Freiheit beschrankt werden. Uber ihre Arbeit berichtet sie regelméRig an den osterreichi-
schen Nationalrat und an den Bundesrat. Die wichtigsten Ergebnisse sind im Jahresbericht
zusammengefasst: Band 1 gibt einen Uberblick tber die nachpriifende Verwaltungskontrolle,
Band 2 widmet sich der praventiven Menschenrechtskontrolle.

Beschwerdeaufkommen im Bereich 6ffentliche Verwaltung

Im Jahr 2019 wandten sich rund 16.600 Menschen mit einem Anliegen an die Volksanwalt-
schaft. Das bedeutet, dass durchschnittlich 67 Beschwerden pro Arbeitstag einlangten. In
48 % aller Beschwerdefélle veranlasste die Volksanwaltschaft eine detaillierte Uberpriifung.
Insgesamt wurden 8.016 Prifverfahren eingeleitet. Bei 4.051 Beschwerden gab es keine
hinreichenden Anhaltspunkte fir einen Missstand in der Verwaltung, weshalb kein Prifver-
fahren eingeleitet wurde. In diesen Fallen unterstitzte die Volksanwaltschaft die Betroffenen
mit Informationen zur Rechtslage und allgemeinen Auskunften. 4.574 Beschwerden fielen
nicht in die Zustandigkeit der Volksanwaltschaft. Auch in diesen Fallen versuchte sie zu hel-
fen, indem sie den Kontakt zu anderen Behdrden herstellte oder Uber weiterfUhrende Bera-
tungsangebote informierte.

Rund 29 % aller Prifverfahren (1.464) betrafen den Bereich Arbeit, Soziales und Gesund-
heit. Die Beschwerden bezogen sich insbesondere auf Mangel bei der Pflegegeldeinstufung
sowie Probleme rund um die Pensionszuerkennung und das Arbeitslosengeld. Unverandert
hoch ist das Beschwerdeaufkommen von Menschen mit Behinderung.

Beschwerden Uber den Justizbereich stehen mit 1.111 Prifverfahren (rund 22 % aller Ver-
fahren) an zweiter Stelle Diese betrafen die Justizverwaltung, den Strafvollzug und die Pru-
fung von Verfahrensverzogerungen. Gegenuber dem Vorjahr ist die Anzahl der Beschwer-
den um knapp 19 % gestiegen. Beanstandet wurden insbesondere die Dauer von Gerichts-
verfahren und Verfahren der Staatsanwaltschaften sowie der Strafvollzug.

1.011 Prifverfahren wurden im Bereich Innere Sicherheit eingeleitet (rund 20 % aller Ver-
fahren). Die Beschwerden bezogen sich in einem erheblichen Ausmal} auf das Fremden-
und Asylrecht sowie die Polizei. Tendenziell ist festzustellen, dass die Anzahl der Prifverfah-
ren zur Dauer der Asylverfahren gegeniber den Vorjahren ricklaufig ist. Diese Entwicklung
korrespondiert mit dem deutlichen Riickgang der Asylantrage und dem Abbau der offenen
Asylverfahren.

Neben der Bundesverwaltung kontrolliert die Volksanwaltschaft auch die gesamte Landes-
und Gemeindeverwaltung in sieben Bundesldndern (ausgenommen Tirol und Vorarl-
berg). Im Berichtsjahr fihrte die Volksanwaltschaft insgesamt 2.917 Prifverfahren in der
Landes- und Gemeindeverwaltung durch. Inhaltlich betrafen die meisten Beschwerden das
Sozialwesen (27,5 %), insbesondere die Mindestsicherung, die Jugendwohlfahrt und Ange-
legenheiten von Menschen mit Behinderung. Rund jeder flinfte Priffall (21 %) entfiel auf die



Bereiche Raumordnung und Baurecht, gefolgt von Problemen rund um das Staatsbirger-
schaftsrecht und die Strallenpolizei sowie Gemeindeangelegenheiten.

Praventiver Schutz der Menschenrechte

Die Volksanwaltschaft hat den verfassungsgesetzlichen Auftrag, die Einhaltung von Men-
schenrechten zu schiitzen und zu férdern. Gegenstand des Mandats ist die Kontrolle von
offentlichen und privaten Einrichtungen, in denen Menschen in ihrer Freiheit beschrankt sind.
Zu diesen ,Orten der Freiheitsentziehung“ zahlen Justizanstalten, Polizeianhaltezentren,
Alten- und Pflegeheime, psychiatrische Abteilungen und Jugendwohlfahrtseinrichtungen.
DarlUber hinaus kontrolliert die Volksanwaltschaft Einrichtungen flir Menschen mit Behinde-
rung, um Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern. Sie Uberprift weiters die Aus-
Ubung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt durch die Exekutive, etwa bei Demonstrati-
onen, Grolveranstaltungen, Versammlungen oder Abschiebungen.

Mit der Durchfuhrung der Kontrollen hat die Volksanwaltschaft sechs Experten-
Kommissionen betraut. Diese fiihrten im Berichtsjahr insgesamt 505 Kontrollen durch. 472
Kontrollen fanden in Einrichtungen statt, in denen Menschen angehalten werden. 33-mal
wurden Polizeieinsatze begleitet. Um einen mdglichst unverfalschten Eindruck zu erhalten,
erfolgten die Kontrollen in der Regel unangekundigt. Lediglich 5 % der Kontrollen waren an-
gekindigt.

In 77 % der prédventiven Kontrollen sahen sich die Kommissionen veranlasst, die men-
schenrechtliche Situation zu beanstanden. Die Volksanwaltschaft prift diese Falle auf
Grundlage der Wahrnehmungen der Kommissionen und setzt sich mit den zustandigen Mini-
sterien und Aufsichtsbehorden in Verbindung, um auf Verbesserungen hinzuwirken. Viele
festgestellte Missstande und Gefahrdungen konnten dadurch bereits beseitigt werden. Er-
gebnis dieser Priftatigkeit sind zahlreiche Empfehlungen der Volksanwaltschaft, die men-
schenrechtliche Standards in den Einrichtungen gewahrleisten sollen.

Die Liste aller Empfehlungen ist auf der Website der Volksanwaltschaft unter
www.volksanwaltschaft.gv.at/empfehlungsliste abrufbar.
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Einblick in die Tatigkeit der Geschaftsbereiche

1. Geschaftsbereich: Volksanwalt Werner Amon, MBA
Internationale Aktivitaten der Volksanwaltschaft

International Ombudsman Institute (10l)

Mit dem Amtsantritt des neuen Kollegiums erfolgte im Juli 2019 auch ein Wechsel an der
Spitze des IOI. Volksanwalt Werner Amon tbernahm das Amt des IOl Generalsekretars von
seinem Vorganger Gunther Krauter.

Das 1978 gegriindete 10l ist das einzige, globale Netzwerk fir Ombudseinrichtungen. Im
September 2009 Ubernahm die Volksanwaltschaft das 10l Generalsekretariat und betreut
seit nunmehr zehn Jahren die Anliegen und den Austausch von aktuell 199 unabhangigen
Ombudsman Institutionen aus 102 Landern weltweit. Die Hauptaufgaben des IOl liegen in
der Forderung und Entwicklung des Ombudsman-Konzeptes, der Férderung von Ombuds-
einrichtungen und der Unterstitzung und Vernetzung von Kolleginnen und Kollegen weltweit.

FortbildungsmalRnahmen anzubieten ist eine der Kernaufgaben des IOl und so konnten im
Berichtsjahr wieder unterschiedliche Trainingsangebote fir Mitglieder in den Regionen reali-
siert werden.

Internationale Zusammenarbeit

Als Nationaler Praventionsmechanismus (NPM) ist die Volksanwaltschaft, gemeinsam mit
den von ihr eingerichteten Kommissionen, stets an einem intensiven Erfahrungsaustausch
und der Kooperation mit anderen NPMs interessiert. Als Nationale Menschenrechtsinstitution
nimmt die Volksanwaltschaft regelmaRig an internationalen und europaischen Treffen teil
und pflegt einen engen Austausch zu Menschenrechtsfragen auf Ebene der UN, der Europa-
ischen Union und des Europarates.

So waren beispielsweise das NPM Mandat der Volksanwaltschaft und dessen Umsetzung im
Bereich des Menschenhandels zentrales Thema beim Treffen mit einer Delegation der Ex-
pertengruppe des Europarates gegen Menschenhandel (GRETA). Im Fokus stand der Um-
gang mit potenziellen Opfern bei Polizeieinsatzen im Rotlichtmilieu und die Wichtigkeit von
Dolmetscherinnen und Dolmetschern bei diesen Polizeieinsatzen. Des Weiteren interessierte
sich GRETA dafiir, ob Justizverfahren in Osterreich an die Bediirfnisse von Kindern ange-
passt werden und wie die Polizei vorgeht, sollten Kinder bei Einsdtzen anwesend sein.

Neben der Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen ist der &sterreichische NPM
seit Oktober 2013 Mitglied des Netzwerks stidosteuropaischer NPM-Einrichtungen. Dieser
Zusammenschluss dient dem Wissens- und Erfahrungsaustausch sowie der gegenseitigen
Unterstutzung. Seit 2014 ist der NPM Partner eines Programmes zum Erfahrungsaustausch
zwischen NPMs im deutschsprachigen Raum und nimmt aktiv an Treffen mit Kolleginnen
und Kollegen aus Deutschland und der Schweiz teil.

Auch auf bilateraler Ebene erfolgt ein regelmaRiger und intensiver Erfahrungsaustausch mit
Kolleginnen und Kollegen anderer NPMs.



Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz

Im Jahr 2019 langten bei der Volksanwaltschaft 1.111 Beschwerden ein, die den Bereich der
Justiz betrafen. Nach wie vor erreichen die Volksanwaltschaft viele Beschwerden, in denen
unzumutbare Verfahrensverzogerungen beklagt werden. Positiv ist, dass in den von der
Volksanwaltschaft an das BMVRDJ herangetragenen Fallen rasch die saumige Verfahrens-
handlung vorgenommen wird. Dies erfolgt im Rahmen der Dienstaufsicht.

Straf- und MaBnahmenvollzug

Daruber hinaus betrafen zahlreiche Beschwerden den Strafvollzug. Sie sind auf die Kontrol-
len durch die Kommissionen und die Sprechtage der Volksanwaltschaft in den Justizanstal-
ten zurlickzufihren. Ein Angebot, das von den Insassinnen und Insassen sehr gerne in An-
spruch genommen wird. Insgesamt haben sich im Berichtsjahr 618 Inhaftierte an die Volks-
anwaltschaft gewandt.

Der NPM besuchte im Berichtsjahr 38 Einrichtungen des Straf- und Mallhahmenvollzuges.
Zu den wichtigsten Themen zahlen dabei der MaRnahmenvollzug, der schlechte bauliche
Zustand, die langen Einschlusszeiten und die fehlenden Therapiemdglichkeiten.

Baulicher Zustand und Infrastruktur in Haftanstalten

Unter vielen anderen Punkten kritisierte die Volksanwaltschaft in ihrem Bericht 2019 den
baulichen Zustand und die Infrastruktur in einzelnen Haftanstalten (s. dazu Bd. 1. S. 162-
169). So kritisierte die Volksanwaltschaft beispielsweise, dass viele Haftrdume in einem vol-
lig desolaten Zustand sind:

e Enge, Uberbelegte Haftrdume bei Einsperrdauern von 23 Stunden

e in einigen Zellen Schimmelbefall

e mit brauner Farbe oder Kot bekritzelte und beschmierte Wande

e Sanitaranlagen nur notduirftig vom Haftraum getrennt und ohne Liftung
e grol¥teils defektes Mobiliar

Diese Haftbedingungen unterschreiten deutlich jeden erwartbaren Mindeststandard. Im
BMVRDJ war man angesichts der mit Fotos dokumentierten Missstande betroffen.

Empfehlungen der Volksanwaltschaft/des NPM

» Es ist durch Instandhaltungs- und Sanierungsarbeiten oder durch Neubauten sicher-
zustellen, dass die Raumlichkeiten und die Ausstattung von Haftanstalten den er-
wartbaren Mindeststandards eines modernen, auf Resozialisierung ausgerichteten
Strafvollzuges entsprechen.

Die Volksanwaltschaft begrifdt, dass das BMJ vor wenigen Tagen einen Sanierungsplan
prasentierte und hofft, dass flir deren Umsetzung auch die notwendigen finanziellen Mittel
zur Verfugung gestellt werden.

Finanzen

Im Finanzbereich bezogen sich die 256 Beschwerden insbesondere auf die lange Verfah-
rensdauer von Finanzamtern, die nicht erfolgte Anerkennung von geltend gemachten auler-
gewodhnlichen Belastungen bei der Arbeithehmerveranlagung sowie Steuernachforderungen,
die fUr die Betroffenen nicht nachvollziehbar waren. Vielen ist unklar, ob sie verpflichtet sind,
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Einkommensteuervorauszahlungen zu leisten, insbesondere bei Bezug mehrerer Pensionen,
die nicht gemeinsam versteuert werden.

Hoher Informationsbedarf besteht nach wie vor fir Personen, die eine Rente aus Deutsch-
land beziehen. Aufgrund des Progressionsvorbehalts entstehen dsterreichische Steuernach-
forderungen, die von vielen als nicht gerechtfertigt angesehen werden. Auch aus Doppelbe-
steuerungsabkommen mit anderen Staaten ergab sich Erklarungsbedarf fir die Art der Be-
steuerung der Pensionsbezuge.

Landesverteidigung

Im Jahr 2019 behandelte die Volksanwaltschaft 45 Beschwerdefalle im Bereich des BMLV.
Der Schwerpunkt der Beschwerden lag in dienstrechtlichen Angelegenheiten. Andere Falle
hatten beispielsweise die Einberufung trotz aufrechten Studiums, die Nichtzulassung zur
vorzeitigen Stellung, die Nichtberlcksichtigung von Bewerbungen, allgemeine Grundwehr-
dienstangelegenheiten und die nachtragliche Vorschreibung eines Sachbezuges flir Natu-
ralwohnungen zum Prufgegenstand.

Europa, Integration und AuReres

Aus dem Vollzugsbereich des BMEIA bearbeitete die Volksanwaltschaft 25 Beschwerden
und Anfragen. Viele davon betrafen die Vorgangsweise in Visaverfahren. Fir zahlreiche Be-
troffene ist es nicht nachvollziehbar, was die Behérden von ihnen verlangen bzw. aus wel-
chen Grunden Visaantrage abgelehnt werden. Die Osterreichischen Vertretungsbehdrden
sollten im Kundenverkehr darauf Ricksicht nehmen, dass viele Antragstellende nicht
Deutsch sprechen und sich auch nicht anderswo informieren kénnen. Sie haben daher prak-
tisch keine Mdglichkeit, in Osterreich ein Rechtsmittel einzulegen oder auch nur auf Unzu-
langlichkeiten in Verfahren hinzuweisen.



2. Geschaftsbereich: Volksanwalt Mag. Bernhard Achitz

Heimopferrenten

Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in einem Heim, bei einer Pflegefamilie oder in
einer Krankenanstalt Opfer eines Gewaltdelikts wurden, kénnen seit 2017 eine Zusatzrente
in der Héhe von 314,60 Euro (Wert 2019) beantragen. Wer bereits eine pauschalierte Ent-
schadigung erhalten hat, bekommt die Rente ohne neuerliche Priifung der Gewalterlebnisse.
In allen Ubrigen Fallen beurteilt die Rentenkommission der Volksanwaltschaft den Sachver-
halt.

2019 trat die Rentenkommission 15 Mal zusammen und befasste sich mit 372 Antragen. In
338 Fallen wurde empfohlen, dem Antrag stattzugeben, in 29 Fallen, diesen abzulehnen.
Finf Antrage wurden zur weiteren Uberprifung zurlickgestellt.

Kritik Gbte die Kommission an jenen Opferschutzstellen, die entweder Entschadigungen be-
reits wieder eingestellt haben, oder die zu strenge Malistabe bei der Zuerkennung von Ent-
schadigungen anwenden.

Jahrelanges Warten auf Kinderbetreuungsgeld

Viele Familien wandten sich an die Volksanwaltschaft wegen Problemen mit dem Kinderbe-
treuungsgeld, wenn ein Elternteil im EU-Ausland arbeitet. Meist handelt es sich um Familien,
die mit ihren Kindern in Osterreich leben, oft sind Alleinerzieherinnen betroffen. Manche war-
ten schon funf Jahre auf Erledigung. Fir Volksanwalt Bernhard Achitz ist das untragbar: ,Die
Situation ist existenzbedrohend. Vor allem Alleinerzieherinnen, bei denen das Geld ohnehin
knapp ist, wissen nicht, wie sie ohne das Kinderbetreuungsgeld tUberleben sollen.“ Das Fami-
lienministerium geht auf die juristischen Argumente der Volksanwaltschaft nicht ein, sondern
halt ohne rechtliche Begriindung an seiner Vorgangsweise fest.

Die Betroffenen werden von der Osterreichischen Behdrde dazu aufgefordert, unzahlige, oft
sehr private Unterlagen vorzulegen, die Familienleistungen auch im Ausland zu beantragen
und gegen eine Ablehnung dort auch Rechtsmittel zu erheben, bevor Gber ihren Antrag ent-
schieden wird. So vergehen oft viele Monate bis Jahre, bis die Familien die ihnen zustehen-
den Leistungen erhalten.

Ein Beispiel: Bettina G. hat ihren Fall am 5. Oktober 2019 in der ORF-Sendung ,Birgeran-
walt® prasentiert. Die Osterreicherin lebt mit ihren Kindern in Wien. Ihr Mann, der Vater ihrer
Kinder, arbeitete in den Niederlanden, als die Tochter zur Welt gekommen ist. Nach dem
EU-Beschaftigungslandprinzip ist das Beschaftigungsland vorrangig flr Familienleistungen
zustandig. Wenn es aber dort fur diese Familie keine dem &sterreichischen Kinderbetreu-
ungsgeld entsprechende Leistungen gibt, dann ist wieder Osterreich am Zug. Doch obwohl
die Familie mehrfach Bestatigungen der niederlandischen Behdrden vorgelegt hat, dass es
dort keine entsprechende Leistung flr Familie G. gibt, erhalt sie bis heute kein dsterreichi-
sches Kinderbetreuungsgeld ausbezahilt.

Die Volksanwaltschaft drangt bereits seit 2008 auf eine Losung. Jahrlich kommen dutzende
neue Falle dazu. Das Kollegium sah sich daher im Janner 2020 veranlasst, sich in Form ei-
ner Missstandsfeststellung und Empfehlung an das zustandige Familienministerium zu wen-
den. Mittlerweile hat Bundesministerin Christine Aschbacher geantwortet. Einige Anregungen
werden zwar aufgegriffen, die meisten Vorschlage werden aber ignoriert.



Die Volksanwaltschaft verlangt vom Familienministerium im Bundeskanzleramt, dass die
Missstande umgehend beseitigt werden. Bernhard Achitz: ,Die Verwaltung muss birger-
freundlich und serviceorientiert handeln, statt Familien in existenzielle Krisen zu stirzen!”

Mutter-Kind-Pass-Bestatigung vergessen, Kinderbetreuungsgeld gekiirzt

Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen mussen spatestens bis zum 14. Lebensmonat durchge-
fuhrt, die Bestatigungen daruber bis zum 18. Lebensmonat an die Krankenkasse geschickt
werden. Fehlende Bestatigungen flihren zu Kiirzungen des Kinderbetreuungsgelds — fir je-
den Elternteil um 1.300 Euro. Mehrere Betroffene wandten sich an die Volksanwaltschaft.
Sie hatten die Untersuchungen durchfihren lassen, aber auf die Bestatigungen vergessen —
und sehen nicht ein, dass das zu denselben Kirzungen fuhrt, wie wenn sie die Untersu-
chungen gar nicht erst durchgeflihrt hatten. In einzelnen Fallen dirften die Bestatigungen
auch in den Krankenkassen verloren gegangen sein. Bernhard Achitz: ,Hier ware eine ge-
setzliche Anderung angebracht, denn fiir die Gesundheit der Kinder ist die Durchfiihrung der
Untersuchung wohl wichtiger als die Erflllung blrokratischer Vorschriften.®

Die Volksanwaltschaft kritisiert aulRerdem einen weiteren Punkt: Werden die Untersuchun-
gen von einem Kassenarzt bzw. einer Kassenarztin durchgefuhrt und mit der Krankenkasse
verrechnet, dann weil} letztere ohnehin, dass die Untersuchungen stattgefunden haben. Die
Gesetzeslage sanktioniert also, wenn man die Bestatigung jener Stelle nicht vorlegt, bei der
sie ohnehin vorliegt. Achitz: ,Diese kafkaeske Gesetzeslage sollte bereinigt werden.”

Medikamente nicht lieferbar, weil Produktion aus Europa verdrangt wurde

In der Coronakrise wurde ein Problem akut, das bereits langer besteht: Bestimmte Medika-
mente, Impfstoffe und Medizinprodukte sind in Osterreich nicht lieferbar, weil die Produktion
aus Europa in andere Teile der Welt verlagert wurde. Bernhard Achitz: ,Viele Pharmaherstel-
ler lassen ihre Pillen inzwischen in Fernost herstellen, weil dort die Kosten niedriger und die
Gewinnspannen hoher sind.”

Die Lieferengpasse betreffen auch lebensnotwendige Medikamente, die beispielsweise bei
herz-, nieren- oder lebertransplantierten Patientinnen und Patienten verhindern, dass Organe
abgestolien werden, aber auch gangige Arzneien gegen Bluthochdruck. Die Folge: Verunsi-
cherung wegen Medikamentenwechsel fur Patientinnen und Patienten, hdherer Aufklarungs-
und Beobachtungsaufwand fiir Arztinnen und Arzte.

Die Volksanwaltschaft hat ein amtswegiges Prifverfahren eingeleitet; das Gesundheitsminis-
terium hat daraufhin einen Verordnungsentwurf in Begutachtung geschickt, der umfangreiche
Meldepflichten vorsieht sowie Exportverbote ermdglichen wirde. Die EU-Kommission hat
dagegen Bedenken angemeldet; das macht eine Uberarbeitung der Verordnung notwendig.
Seit 1. April 2020 (nach Redaktionsschluss des Berichts) trat die Verordnung schlief3lich in
Kraft.

Freiheitsbeschrankungen in Pflegeeinrichtungen

Die Volksanwaltschaft hat den verfassungsgesetzlichen Auftrag, zum Schutz und zur Forde-
rung von Menschenrechten 6ffentliche und private Einrichtungen zu Uberprifen, in denen
Menschen in ihrer Freiheit beschrankt sind oder beschrankt werden konnen. Dazu zahlen
neben Gefangnissen unter anderem auch Psychiatrien, Alten- und Pflegeheime und Einrich-
tungen fur Menschen mit Behinderungen. Beschrankung der Freiheit bedeutet nicht unbe-
dingt, dass Menschen eingesperrt sind oder mit medikamentéser Ruhigstellung ihrer Freiheit
beraubt werden.



Es geht auch darum, das ,Normalitatsprinzip“ zu beachten: Die Menschen sollen ihre frihe-
ren Lebensgewohnheiten auch in der Pflegeeinrichtung mdglichst weiter leben kénnen. Dazu
gehoren Privatgewand und private Gegenstande ebenso wie der Gewohnheit entsprechende
Essens- und Schlafenszeiten. Bettfertig machen und Licht abdrehen am frihen Abend — das
fallt unter strukturelle Gewalt.

Es gibt noch einige weitere Punkte, die selbstverstandlich sein sollten: die Mdglichkeit, ins
Freie zu gehen; Mitbestimmung Uber Pflege und medizinische Betreuung; Privatsphare
durch Einzelzimmer oder zumindest abgetrennte Bereiche; individuell benutzbare Sanitar-
raume; und die Moglichkeit, personliche Dinge zu versperren.

Fir Menschen mit Behinderungen ist das Normalitatsprinzip noch einmal wichtiger, denn sie
sind nicht kurzzeitig, sondern oft ihr ganzes Leben lang auf Unterstitzung angewiesen. Zent-
ral in der UN-Behindertenrechtskonvention sind das Recht auf Inklusion und das Recht auf
Selbstbestimmung.

Wie in den Vorjahren wurden auch 2019 viele Verbesserungsvorschlage der Volksanwalt-
schaft umgesetzt. Beispielsweise wurden Tlren und Liftsteuerungen so umgestellt, dass die
Bewohnerinnen und Bewohner ihre Station verlassen und in den Garten gehen kdnnen.
Mehrbettzimmer wurden rlickgebaut, oder es wurde zumindest mit Paravents mehr Intim-
sphare ermdglicht. Essens- und Schlafenszeiten wurden flexibilisiert, Lichtschalter montiert,
Medikamenteneinsatz besser dokumentiert.

Sehr viele Probleme sind durch Personalmangel begriindet. Mehr Geld fir mehr Personal —
und zwar fur entsprechend qualifiziertes Personal — ist der Schllssel fir menschenwirdige
Bedingungen. Ist das Personal Uberfordert, steigt das Risiko fir Menschenrechtsverletzun-
gen.

Gewalt verhindern

Aggression und Gewalt zu thematisieren, ist eine wesentliche Bedingung, um Ursachen da-
fur benennen und Veranderungen anstof3en zu kdnnen. Das Thema Gewaltpravention hat
die Volksanwaltschaft in vielen Bereichen beschaftigt, die der praventiven Menschenrechts-
kontrolle unterliegen. Dabei geht es um Gewalt an den Bewohnerinnen und Bewohnern, aber
auch Gewalt, die sich gegen Pflegepersonen richtet.

Erforderlich sind umfassende Gewaltpraventionskonzepte, die unter anderem Deeskalati-
onsschulungen, regelmafige Fallbesprechungen, Supervision und individuelle Kriseninter-
ventionsplane vorsehen. Als Best-Practice-Beispiel sei die Handlungsleitlinie ,Aggressions-,
Gewalt- und Deeskalationsmanagement® des Dachverbands der Wiener Sozialeinrichtungen
genannt. Bernhard Achitz: ,Die Erstellung und naturlich auch die Umsetzung von Gewaltpra-
ventionskonzepten sollte Grundvoraussetzung dafiir sein, dass Einrichtungen anerkannt und
gefordert werden.*

Gefahrlicher Medikamentencocktails

In einem Alten- und Pflegeheim stellte eine der Volksanwaltschafts-Kommissionen fest, dass
uber 70 % der Bewohnerinnen und Bewohner mehr als finf Medikamente verschrieben wur-
den. In einer anderen Einrichtung erhielten einige Bewohnerinnen und Bewohner zwischen
acht und 17 Dauermedikamente, und zusatzlich noch viele Einzelfallmedikamente und Lokal-
therapien. Polypharmazie bezeichnet die gleichzeitige Anwendung mehrerer Arzneimittel.
Werden einer Person mehr als zehn Wirkstoffe verabreicht, spricht die WHO von Hyperpo-
lymedikation.



Pravention von Polypharmazie stand 2019 beim jahrlichen Erfahrungsaustausch zwischen
den Kommissionen und der Volksanwaltschaft im Mittelpunkt. Die Volksanwaltschaft emp-
fiehlt, das Projekt GEMED (Geriatrisches Medikationsmanagement in stationaren Einrichtun-
gen) osterreichweit umzusetzen. Im Mittelpunkt steht dabei die Zusammenarbeit zwischen
Pflegepersonal, Arztinnen/Arzten und Apotheken. Ergebnis ist haufig die Absetzung von Me-
dikamenten.

Die Auswirkungen von GEMED wurden am Beispiel einer 83-Jahrigen deutlich: Sie kam we-
gen Koordinationsstérungen und Demenz ins Heim, war verwirrt, teilweise aggressiv,
schwindlig, tagsuber mide und litt unter Wahnvorstellungen. Im Rahmen der Analyse wur-
den zwei Medikamente abgesetzt, die Dosis anderer halbiert oder reduziert. Bereits nach
zwei Monaten zeigte sie sich viel wacher, erkannte ihr vertraute Menschen wieder und war
kooperativer.



3. Geschaftsbereich: Volksanwalt Dr. Walter Rosenkranz

Vertragspartner und Haftung bei Schulveranstaltungen

Ein minderjahriger Schuler wurde von seinen Eltern fir eine Schulsprachwoche angemeldet
und erhielt daraufhin eine an ihn adressierte Rechnung des Reiseveranstalters. Die Eltern
hatten nur ein Formular der Schule ausgefillt, und mit dem Reiseveranstalter sonst keinerlei
Kontakt gehabt. Die Priifung der Volksanwaltschaft ergab, dass laut Schulunterrichtsgesetz
und OGH-Rechtsprechung Lehrkrafte dazu berechtigt sind, fur die Durchflihrung von Schul-
veranstaltungen mit Dienstleistern Vertradge abzuschliel3en, bei denen die Eltern (auch ohne
direkte Vertragspartnerschaft) fir den Kostenbeitrag aufkommen mussen. Das heil3t, dass
Vertrage gemaly Schulunterrichtsgesetz zwischen dem Vertragspartner, also dem Schulrei-
severanstalter, und dem Schuler/der Schuilerin bzw. bei Minderjahrigen den Obsorgeberech-
tigten gelten.

Die Volksanwaltschaft ortete eine mangelhafte Aufklarung der Eltern durch die Schulen. Im-
merhin sind Schulveranstaltungen dieser Art mit hohen Kosten fur Familien verbunden. Sie
empfahl daher dem Bildungsministerium eine Informationsoffensive, um kinftig Missver-
standnisse erst gar nicht aufkommen zu lassen. Das Bildungsministerium sollte fiir die Schu-
len ein einheitliches, aufklarendes Informationsblatt erstellen, das bei der Information an El-
tern Uber bevorstehende Schulveranstaltungen ausgegeben bzw. Ubermittelt werden soll.

Warum das Ministerium diese einfache, aber zielfilhrende MaRnahme ablehnte, konnte und
kann die Volksanwaltschaft nicht nachvollziehen.

Wie stoppt man den Borkenkafer?

Seit einigen Jahren ist in groRen Teilen Osterreichs, vor allem im sudlichen Mihl- und Wald-
viertel der Borkenkafer auf dem Vormarsch. Viele Landwirte setzten dort aus wirtschaftlichen
Grunden auf Fichten-Monokulturen, die sich als besonders anfallig fur einen Befall zeigten.
Problematisch ist aulerdem, dass auch Schutzwalder geschlagert werden mussten.

Die Volksanwaltschaft untersuchte, was das Landwirtschaftsministerium unternimmt, um die
in ihrer Existenz bedrohten Landwirte zu unterstiitzen. Einzelne befallene Baume konnte
man bisher leicht erkennen und aus dem Bestand entfernen. Aufgrund einer zu raschen Ver-
breitung kommen die Landwirte jedoch inzwischen mit dem Ausschlagern nicht mehr nach,
was zu einem Kostenanstieg sowie einem Preisverfall gefuhrt hat.

Das Ministerium argumentierte, dass steigende Temperaturen und geringere Niederschlage
die Fichten schwachten und eine Ausbreitung des Borkenkafers begunstigt haben, das Sys-
tem aber funktioniert. Die Behorden stellen nicht nur Bescheide aus, sondern wirden auch
beraten, ob es Uberhaupt einen Befall gibt bis hin zur Férderungsberatung.

Die Volksanwaltschaft eruierte, dass einzelne Bundeslander unterschiedlich mit dem Prob-
lem umgehen, etwa bei der Férderhdhe, und forderte eine bessere finanzielle Unterstiitzung
der Waldbesitzer bei Neuaufforstung, Abtransport des Schadholzes und Ausbau der Lager-
mdglichkeiten. Mittelfristig wird auch eine Strategie zur Lésung der Borkenkafer-Problematik
sowie Ziuchtung von klima- und schadlingsresistenteren Pflanzen notwendig sein.

Probleme nach Ummeldung eines Kfz mit der ASFINAG

Sehr viele Beschwerdefiuihrer wandten sich an die Volksanwaltschaft, weil sie bei ihrer Fahr-
zeugummeldung auf die ebenfalls erforderliche Ummeldung ihrer digitalen Autobahnvignette
vergessen hatten. Sie erhielten daraufhin — obwohl sie eine Vignette gekauft hatten — eine
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Ersatzmautforderung der ASFINAG. Diese Forderungen trafen erst mit Verspatungen bis zu
zwei Monaten ein. Mehrfachstrafen von mehreren hundert Euro, in einem Fall sogar in
Summe 600 Euro, waren die Folge.

Da die ASFINAG als ausgegliedertes Unternehmen nicht der Prifkompetenz der Volksan-
waltschaft unterliegt, regte die Volksanwaltschaft gegeniiber dem Verkehrsministerium Ver-
besserungen an: Schon beim Kauf im Internet oder im Geschéaft sollte auf die Problematik
hingewiesen werden, bei Kfz-Zulassungsstellen sollte ein Infoblatt aufliegen und die Bearbei-
tungsdauer bis zur Versendung der ersten Ersatzmautvorschreibung verkirzt werden. Auch
eine Prifung durch die ASFINAG, ob im Fall der Erfassung eines Kennzeichens die Zulas-
sungsbesitzerin bzw. der Zulassungsbesitzer eventuell im selben Jahr schon eine digitale
Vignette flr ein anderes Kfz gekauft hat sowie eine Wartefrist nach Versendung der ersten
Ersatzmautaufforderung wurden angeregt.

Laut ASFINAG haben Kundinnen und Kunden die Méglichkeit auf der Internetseite zu prufen,
ob ihr Kfz-Kennzeichen korrekt erfasst ist. Auch habe die ASFINAG bereits Mallnahmen zur
Verkirzung des Bearbeitungszeitraumes umgesetzt.

Die Mautordnung wurde mittlerweile Ende Marz 2020 abgeandert. Wenn die ASFINAG in-
nerhalb von 30 Tagen mehrfach Verstole gegen die Mautpflicht feststellt, wird sie fir maxi-
mal drei Falle die Ersatzmaut fordern. Fir mégliche weitere Verstdle ist keine Ersatzmaut zu
entrichten und diese Falle werden auch nicht zur Anzeige gebracht.

Einschrankung offener Besuche in Polizeianhaltezentren

Bei den Besuchsmoglichkeiten in Polizeianhaltezentren (PAZ) gelten gemeinsam mit dem
BMI beschlossene Standards, denen zufolge offene Besuche flr Verwaltungshaftlinge und
Schubhéftlinge die Regel sind. Ein Erlass des BMI vom Mai 2019 sieht jedoch vor, dass die
Erméglichung offener Besuche von den Ressourcen beim Uberwachungspersonal abhangig
gemacht wird, da es bei Mangel an Uberwachungspersonal beispielsweise zu spontanen
Ubergriffen auf Besucher kommen konnte. In gréReren PAZ machte das BMI offene Besuche
von derzeit nicht vorhandenen baulichen Gegebenheiten abhangig: getrennte Besuchsberei-
che fir Tisch- bzw. Sicherheitsbesuche, Schleusen, Metalldetektoren etc. Auferdem sei eine
Aufstockung des Exekutivpersonals erforderlich, was durch das Budget nicht gedeckt sei.

Der Nationale Praventionsmechanismus (NPM) schlief3t sich dieser Argumentation nicht an,
da die Vorgangsweise bei Tischbesuchen gemeinsam mit dem BMI beschlossen worden ist
und daher die Budgetmittel aufgrund der Zustimmung des BMI vorhanden sein missen.
Auch das Argument einer Gefahrdung von Besuchern lieR der NPM nicht gelten, da bei den
Standards ohnehin Kriterien fur den Ausschluss potentiell gefahrlicher Personen von offenen
Besuchen festgelegt worden sind. In Deutschland und der Schweiz sind offene Besuche die
Regel.

Fallorientierte Analyse von Suiziden und Suizidversuchen

Gemal den Standards der Arbeitsgruppe Suizidpravention sollten die Biros fur Qualitats-
und Wissensmanagement der Landespolizeidirektionen jeden Suizid bzw. Suizidversuch in
medizinischer, psychologischer und organisatorischer Hinsicht analysieren. Das BMI kundig-
te zwar im Janner 2019 an, diese Analysen im Zuge eines Probebetriebes in Wien ab Herbst
2019 durchzufuhren. Im Dezember 2019 gab das BMI jedoch bekannt, dass datenschutz-
rechtliche Bedenken einer ihm zufolge nétigen Auswertung aller anonymisierten Gesund-
heitsdaten betreffend bisherige Suizide bzw. Suizidversuche entgegenstinden.
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Diese Bedenken kann der NPM nicht nachvollziehen, da sie sich vorrangig auf das Offenba-
rungs- und Verwertungsverbot des Unterbringungsgesetzes stlitzen. Dieses Verbot verhin-
dert die Nutzung von Informationen Uber psychiatrische Erkrankungen von in Krankenanstal-
ten eingewiesenen Personen. Allerdings zeigt die Erfahrung, dass nicht jeder erfolgte Suizid
bzw. Suizidversuch aus solchen Erkrankungen resultiert. Zudem sollen die fallorientierten
Analysen dazu dienen, Versaumnisse in Polizeieinrichtungen im Umgang mit erkennbar sui-
zidalen Personen aufzuzeigen.

Nach Kritik des NPM an der Auffassung des BMI stellte dieses im April 2020 in Aussicht,
eine Ldsung zu erarbeiten, um Erfahrungen aus vorgefallenen Suiziden bzw. Suizidversu-
chen fir Praventionsmalinahmen nutzbar machen zu kénnen.

Kellerverwahrungsraume, die nicht den Menschenrechten entsprechen

Auch 2018 kontrollierte der NPM, ob alle unzuldssigen Kellerhaftraume geschlossen wurden.
Das BMI berichtete Uber die Schliellung der Verwahrungsraume der AP| Ried im Innkreis,
weshalb der NPM keinen Anlass fur weitere Kritik sah. Bei der Polizeiinspektion St. Johann
im Pongau kritisierte der NPM, dass seit der letzten Beanstandung 2015 die beiden Keller-
verwahrungsrdume immer noch nicht mit der zwei Etagen daruber befindlichen Dienststelle
verbunden sind, weshalb sie geschlossen werden muissten. Bei der Pl Traun entspricht die
ZellengroéRe nicht dem vorgeschriebenen Minimum von 6 m?.

Das BMI wird bauliche Veranderungen prufen. Der NPM begriifte dies, kritisierte aber die zu
kleinen Haftrdume und regte bis zur Behebung des Mangels die sofortige Schlielung an. Er
fordert, dass Kellerhaftraume den Brandschutzbestimmungen entsprechen miussen, Uber
eine MindestgrélRe verfigen, ausreichend beleuchtet und beliiftet sowie mit der Dienststelle
direkt verbunden sein mussen, damit im Bedarfsfall rasch reagiert werden kann. Das Thema
bleibt auch weiterhin im Fokus des NPM.

Ruckfragehinweis:

Mag. Agnieszka Kern, MA
Volksanwaltschaft

Offentlichkeitsarbeit und Kommunikation
+43 (0) 1 515 05 — 204

+43 (0) 664 844 0903
agnieszka.kern@volksanwaltschaft.gv.at

12



	PRESSEKONFERENZ 
	Die Leistungsbilanz 2019 im Überblick – Zahlen und Fakten 
	Beschwerdeaufkommen im Bereich öffentliche Verwaltung 
	Präventiver Schutz der Menschenrechte 

	Einblick in die Tätigkeit der Geschäftsbereiche 
	1. Geschäftsbereich: Volksanwalt Werner Amon, MBA 
	Internationale Aktivitäten der Volksanwaltschaft 
	International Ombudsman Institute (IOI) 
	Internationale Zusammenarbeit 

	Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz 
	Straf- und Maßnahmenvollzug 
	Baulicher Zustand und Infrastruktur in Haftanstalten 
	Empfehlungen der Volksanwaltschaft/des NPM 

	Finanzen 
	Landesverteidigung 
	Europa, Integration und Äußeres 

	2. Geschäftsbereich: Volksanwalt Mag. Bernhard Achitz 
	Heimopferrenten 
	Jahrelanges Warten auf Kinderbetreuungsgeld 
	Mutter-Kind-Pass-Bestätigung vergessen, Kinderbetreuungsgeld gekürzt 
	Medikamente nicht lieferbar, weil Produktion aus Europa verdrängt wurde 
	Freiheitsbeschränkungen in Pflegeeinrichtungen 
	Gewalt verhindern 
	Gefährlicher Medikamentencocktails 

	3. Geschäftsbereich: Volksanwalt Dr. Walter Rosenkranz 
	Vertragspartner und Haftung bei Schulveranstaltungen 
	Wie stoppt man den Borkenkäfer? 
	Probleme nach Ummeldung eines Kfz mit der ASFINAG 
	Einschränkung offener Besuche in Polizeianhaltezentren 
	Fallorientierte Analyse von Suiziden und Suizidversuchen 
	Kellerverwahrungsräume, die nicht den Menschenrechten entsprechen 



